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I. Gegenwärtige Rechtslage und frühere Berichte 

1. Nach Artikel 8 des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes 
vom 25. Juni 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 741), geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung von Artikel 8 des 
Achten Strafrechtsänderungsgesetzes vom 31. März 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 269), findet § 86 Abs. 1 StGB, der Ein- 
fuhr und Verbreitung von Propagandamitteln verfassungs- 
widriger Organisationen unter Strafe stellt, bis zum Ablauf 
des 31. März 1971 keine Anwendung auf Zeitungen und Zeit- 
schriften, die außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes in ständiger, regelmäßiger Folge erscheinen 
und dort allgemein und öffentlich vertrieben werden. Dies 
gilt jedoch nur für solche Stücke, die in diesem Geltungs- 
bereich im Postzeitungsdienst oder durch den Handel gegen 
Entgelt eingeführt und darin vertrieben werden. 

2. Am 29. Mai 1968 (177. Sitzung der 5. Wahlperiode - Druck- 
sache V/2860) und - nach Verlängerung der Bezugsfrist - 
am 26. März 1969 (224. Sitzung der 5. Wahlperiode - Druck- 
sache V/4044) hat der Deutsche Bundestag die Bundesregie- 
rung beauftragt, jährlich über die Erfahrungen mit der 
Regelung des Zeitungsbezugs zu berichten. 

Die Bundesregierung hat den ersten Bericht am 12. Februar 
1969 - Drucksache V/3863 - und den zweiten Bericht am 
13. April 1970 - Drucksache VI/641 - erstattet. Der Bericht 
für das Jahr 1970 wird hiermit vorgelegt: 


II. Bezugsmöglichkeiten und Statistik 

3. überregionale Tageszeitungen aus der DDR können gegen- 
wärtig nur in begrenztem Umfang und im allgemeinen 
lediglich über bestimmte Zeitungsvertriebsunternehmen im 
Bundesgebiet bezogen werden. An den üblichen Zeitungs- 
verkaufsstellen, z. B. Kiosken, sind sie ebensowenig erhält- 
lich wie über den Postzeitungsdienst der Deutschen Bundes- 
post. 

Die zuständigen DDR-Behörden waren auch im vergangenen 
Jahr weder bereit, den hiesigen Vertriebsgesellschaften für 
ihre Bezieher ein höheres Zeitungskontingent zur Ver- 
fügung zu stellen, noch die nötigen Lieferungszusagen für 
eine Zulassung im Postzeitungsdienst zu geben. 

Regionale Tageszeitungen konnten nicht bezogen werden. 
Dagegen bestanden nach Mitteilung eines bekannten Zei- 
tungsvertriebsunternehmens bei politischen Zeitschriften, 
wie der „Wirtschaft“ oder der „Einheit“, keine Liefer- 
schwierigkeiten. Hierbei ist allerdings zuberücksichtigen, daß 
die Nachträge nach der Tageszeitung „Neues Deutschland“ 
um ein Vielfaches höher ist als nach einer politischen Zeit- 
schrift, obwohl das Interesse an solchen Zeitschriften im 
vergangenen Jahr merklich gestiegen ist. 
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4. Bis ins einzelne genaue Bezugszahlen lassen sich nicht 
ermitteln. Nach den Angaben des Vertriebsunternehmens, 
das weitaus die meisten Tageszeitungen und politischen 
Zeitschriften aus der DDR im Bundesgebiet vertreibt, lieferte 
die DDR im Jahre 1970 etwa 66 (1969; ca. 55) periodisch 
- mit unterschiedlicher Häufigkeit - erscheinende Titel. Die 
Zahl der Abonnements schwankte in den einzelnen Monaten 
zwischen rd. 4700 und 5350. Im Jahresdurchschnitt betrug 
sie pro Monat etwas über 5000 (1969: 5370). Hiervon ent- 
fielen auf Tageszeitungen etwa 2800 (1969: 3000) und von 
diesen knapp 1640 (1969: 1700) auf „Neu^s Deutschland". 

Obwohl demnach das Spektrum der Titel erweitert werden 
konnte, ist doch gegenüber 1969 ein gewisser Bezugsrück- 
gang zu verzeichnen. 

Dennoch konnten nach Auskunft des Vertriebsunterneh- 
mens die Bezugsaufträge im wesentlichen erfüllt werden. 
Dies ist vermutlich zum Teil auf die hohen Bezugskosten 
und im übrigen darauf zurückzuführen, daß mancher Inter- 
essent angesichts der ablehnenden Haltung der DDR-Be- 
hörden und im Hinblick auf frühere erfolglose Versuche 
keinen neuen Bezugsantrag mehr gestellt hat. 


III. Zeitungsbezug auf einfachem Postweg 

5. Obwohl wegen der anhaltend geringen Lieferbereitschaft 
der DDR das Interesse der Bevölkerung im Bundesgebiet 
an DDR-Zeitungen im Berichtszeitraum nicht näher unter- 
sucht wurde, ist anzunehmen, daß es insbesondere in der 
gegenwärtigen politischen Situation das über den Handel 
zur Verfügung stehende Zeitungskontingent übersteigt. 
Hierfür spricht, daß sich auch 1970 zahlreiche Einwohner des 
Bundesgebiets Tageszeitungen und politische Zeitschriften 
von Verwandten oder Bekannten aus der DDR mit der Post 
schicken ließen. 

6. Nach Inkrafttreten des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes 
haben die zuständigen Bundesministerien die Zoll- und die 
Postverwaltung, die das Verbringen von Gegenständen in 
das Bundesgebiet nach dem Gesetz zur Überwachung straf- 
rechtlicher oder anderer Verbringungsverbote vom 24. Mai 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 607) zu überwachen haben, ange- 
wiesen, bei der Einfuhr von Zeitungen und Zeitschriften aus 
der DDR in der Regel zu unterstellen, daß die Voraus- 
setzungen des Artikels 8 des Achten Strafrechtsänderungs- 
gesetzes vorliegen, überdies hat das Bundesverfassungs- 
gericht in seinem im letzten Jahresbericht vom 13. April 
1970 (Drucksache VI/641) unter II. erwähnten grundlegen- 
den Beschluß vom 3. Oktober 1969 (BVerfGE Bd. 27, S. 71, 
86) ausgeführt, die Freigabe einzelner Empfangswege (Post- 
zeitungsdienst oder Handel) würde allenfalls dann im Hin- 
blick auf die Informationsfreiheit ausreichen, wenn damit 
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faktisch die Allgemeinzugänglichkeit eröffnet würde. Dies 
sei aber nicht der Fall, weil die DDR auf den freigegebenen 
Wegen nicht mehr Zeitungen in die Bundesrepublik schicke 
als bisher. Bestehe daneben aber faktisch die Möglichkeit, 
die Zeitungen im einfachen Postwege zu erhalten, so sei das 
Interesse des Staates an der „Kanalisierung" der Zeitungs- 
einfuhr nicht vorrangig, da jeder einzelne Bürger ein Recht 
darauf habe, sein Informationsinteresse durchzusetzen. 

Aufgrund dieser Erlasse und des Beschlusses des Bundes- 
verfassungsgerichts ist die Zahl der Vorlagen einschlägiger 
Postsendungen an die Staatsanwaltschaft und der gericht- 
lichen Einziehungen gegenüber früheren Jahren erheblich 
zurückgegangen. In der Regel legen weder die Über- 
wachungsbehörden den Staatsanwaltschaften noch diese 
den Gerichten Postsendungen mit Tageszeitungen und poli- 
tischen Zeitschriften aus der DDR vor, da die Gerichte im 
Anschluß an den Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
im allgemeinen nur noch speziell für die Verbreitung im 
Bundesgebiet hergestellte Presseerzeugnisse und Druck- 
schriften einziehen. 

7. Nach den vorliegenden Erkenntnissen sind auch im Berichts- 
zeitraum keine besonderen „Westausgaben" von DDR- 
Zeitungen und -Zeitschriften hergestellt und in das Bundes- 
gebiet verbracht worden. 


IV. Zweites Gesetz zur Änderung von Artikel 8 
des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes 

8. Nach Beratung des letztjährigen Berichts der Bundesregie- 
rung hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung vom 

9. Dezember 1970 (84. Sitzung) auf Antrag des Bundestags- 
ausschusses für innerdeutsche Beziehungen vom 12. Novem- 
ber 1970 (Drucksache VI/ 1 44 1 ) die Bundesregierung aufge- 
fordert, „einen Gesetzentwurf vorzulegen, der die im 
Artikel* 8 des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes vorge- 
sehene Freistellungsfrist unbefristet verlängert". Unter 
Berücksichtigung des Beschlusses des Bundesverfassungs- 
gerichts hat die Bundesregierung den Entwurf eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung von Artikel 8 des Achten Straf- 
rechtsänderungsgesetzes erarbeitet, in dem der Zeitungs- 
bezug aus der DDR ab 1. April 1971 unbefristet und ohne 
Einschränkung der Bezugswege zugelassen wird. Der Deut- 
sche Bundestag hat das Gesetz am 10. März 1971 beschlos- 
sen. Es wird am 1. April 1971 in Kraft treten. 
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